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Vorblatt 


Achte Novelle zum Soldatenversorgungsgesetz 
(Schriftlicher Bericht des Verteidigungsausschusses) 


A. Problem 

Aufgrund der bisher gesammelten Erfahrungen hat es sich als 
notwendig erwiesen, die Versorgung der Soldaten auf Zeit, der 
Berufssoldaten, der wehrdienstbeschädigten Soldaten und ihrer 
Hinterbliebenen zu verbessern. 


B. Lösung 

Entsprechende Änderungen des Soldatenversorgungsgesetzes. 

Schwerpunkte sind insbesondere: 

im Bereich 

1 . der Zeitsoldatenversorgung 

— die Einbeziehung der Offiziere auf Zeit in die bislang 
nur Unteroffizieren und Mannschaften gewährte Berufs- 
förderung, 

— die Erhöhung der den Inhabern eines Eingliederungs- 
oder Zulassungsscheins zustehenden Ubergangsbeihilfe 
von 20 Vo auf 75 Vo des vollen Betrages; 

2. der Berufssoldatenversorgung 

— die Verbesserung der Ruhegehaltskala, 

— die Einführung einer Berufsförderung für Berufsoffiziere 
in Verwendungen als Strahlflugzeugführer; 

3. der Beschädigtenversorgung 

— die Gewährung eines Sterbegeldes an Eltern wehrpflich- 
tiger Soldaten, die während des Wehrdienstverhältnis- 
ses an den Folgen einer Wehrdienstbesdiädigung ver- 
storben sind, 

— die Einbeziehung der Besatzungsmitglieder von U-Booten 
sowie der Helm- und Schwimmtaucher in die einmalige 
Unfallentschädigung. 
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C. Alternativen 

1. Weitergehende Änderungsvorschläge der CDU/CSU-Frak- 
tion (z. B. zur einmaligen Unfallentschädigung) wurden nicht 
angenommen (vgl. auch Initiativanträge — Drucksachen 
WlOund W530). 

2. Die Änderungsvorschläge des Bundesrates wurden nur zum 
Teil berücksichtigt. 

3. Die Äusschußbeschlüsse im übrigen wurden einstimmig ge- 
faßt. 


D. Kosten 

(Millionen DM) 

1971 1972 1973 1974 ff. 

ca. 61,9 56,1 56,5 58 (Tendenz steigend) 
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Schriftlicher Bericht 

des Verteidigungsausschusses 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Achten Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungs- 
gesetzes 

— Drucksache VI/1681 — 

über den von den Abgeordneten Dr. Klepsdi, Ernesti, Damm, 

Dr. Zimmermann, Stahlberg, Dr. Marx (Kaiserslautern) und der 
Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines Siebenten 
Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

— Drucksache VI/530 — 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungs- 
gesetzes 

— Drucksache VI/10 — 


A. Bericht des Abgeordneten Haase (Kellinghusen) 


L Allgemeines 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf eines Achten Gesetzes zur Änderung des 
Soldatenversorgungsgesetzes — Drucksache VI/1681 
— • ist in der 90. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 20. Januar 1971 an den Verteidigungsausschuß 
sowie an den Innenausschuß und den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung zur Mitberatung über- 
wiesen worden. 

Der Antrag der Abgeordneten Dr. Klepsch und 
Genossen und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des 
Soldatenversorgungsgesetzes — Drucksache VI/530 
— wurde in der 39. Sitzung des Deutschen Bundes- 


tages am 18. März 1970 dem Vert^digungsausschuß 
federführend sowie dem Innenausschuß und dem 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung mitberatend 
überwiesen. 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU betr. Ent- 
wurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Sol- 
datenversorgungsgesetzes — Drucksache VI/10 — 
ist in der 10. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
12, November 1969 an den Verteidigungsausschuß 
sowie an den Innenausschuß zur Mitberatung über- 
wiesen worden. Alle drei Gesetzentwürfe wurden 
außerdem nach § 96 der Geschäftsordnung an den 
' Haushaltsausschuß überwiesen. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Gesetzent- 
wurf — Drucksache VI/10 — in mehreren Sitzungen 
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beraten und nach Vorlage der Stellungnahme des 
mitberatenden Innenausschusses den Schriftlichen 
Bericht am 29. April 1970 erstellt (Drucksache VI/745). 

Der Haushaltsausschuß sah sich außerstande, hier- 
zu seinen Bericht nach § 96 GO zu erstatten, da der 
Verteidigungsausschuß mit seinen Beschlüssen über 
die Stellungnahme des Innenausschusses hinausging. 
Er hielt eine nochmalige Beratung im Innenausschuß 
für erforderlich, um die möglichen Auswirkungen 
auf das Versorgungsrecht anderer Bereiche zu über- 
prüfen. Auf Antrag des Haushaltsausschusses wurde 
daher der Gesetzentwurf — Drucksache VI/10 — in 
der 77. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
6. November 1970 nicht behandelt. Der Innenaus- 
schuß beschloß, die weitere Beratung bis zur Vor- 
lage des Regierungsentwurfs zum Soldatenversor- 
gungsgesetz — Drucksache VI/1681 — zurückzustel- 
len. Im Einvernehmen mit den mitberatenden Aus- 
schüssen stellte der Verteidigungsausschuß auch die 
Beratung des Gesetzentwurfs — Drucksache VI/530 — 
zurück. 

Die vom Verteidigungsausschuß am 11. März 1971 
während einer interfraktionellen Besprechung ein- 
gesetzte Kommission „Soldatenversorgungsgesetz" 
hat dann die eingebrachten Änderungsgesetze zum 
Soldatenversorgungsgesetz in der Zeit vom 1. April 
bis 4. Mai 1971 in vier Sitzungen beraten. Sie ging 
dabei nach dem Regierungsentwurf — Drucksache 
VI/1681 — vor. Die nachstehend zitierten Artikel 
und Nummern beziehen sich auf diesen Entwurf. 

Mit dem von dieser Kommission erarbeiteten Be- 
richt befaßte sich der Verteidigungsausschuß am 
13. Mai 1971. 


II. Zu einzelnen Beschlüssen 

Zur Bezeichnung des Gesetzes 

Das Gesetz erhält die Bezeichnung „Sechstes Ge- 
setz zur Änderung des Soldatenversorgungsge- 
setzes". 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Buchstabe c (§ 5 Abs. 8 SVG) 

Durch die Neufassung wird sowohl dem Anliegen 
des Regierungsentwurfs — Drucksache VI/1681 — als 
auch dem des Initiativantrages — Drucksache VI/530 
— Rechnung getragen. Dabei ist der Regierungs- 
entwurf durch einen besonderen Hinweis ergänzt 
worden, der die Berücksichtigung der Interessen der 
Berechtigten hervorheben soll. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Buchstabe 5 (§ 12 Abs. 3 Satz 1 SVG) 

Die Auszahlungsquote von 20 Vo der Übergangs- 
beihilfe wurde seit Schaffung des Soldatenversor- 
gungsgesetzes im Jähre 1957 nicht mehr geändert. 
Dies ist im Hinblick auf die allgemeine Entwicklung 
des Arbeitsmarktes und der personalwirtschaftlichen 


Verhältnisse im öffentlichen Dienst nicht mehr zu 
vertreten. Der Verteidigungsausschuß hält es daher 
für erforderlich, die Auszahlungsquote auf 75'®/o 
der Übergangsbeihilfe zu erhöhen. Gleichzeitig soll 
damit erreicht werden, daß die Eingliederungshilfen 
(Eingliederungs- oder Zulassungsschein sowie Stel- 
lenvorbehalt) vermehrt in Anspruch genommen 
werden. Der Regierungsentwurf, der eine Erhöhung 
der Auszahlungsquote auf 50 '®/o vorsah, wurde inso- 
weit als nicht ausreichend angesehen. Ein Mehrbe- 
darf an Haushaltsmitteln über die geplanten An- 
sätze hinaus wird nach der Erklärung der Bundes- 
regierung nicht eintreten, da nach neuesten Unter- 
lagen die Inanspruchnahme des Eingliederungs- 
oder Zulassungsscheins hinter den Schätzungen zu- 
rückbleibt. 

Der Innenausschuß hat am 9. Juni 1971 nach noch- 
maliger Beratung der Erhöhung der Auszahluirgs- 
quote auf 75 Vo der üibergangsbeihilfe ebenfialls zu- 
gestimmt. 


Zu Artikel 1 Nr. 10 {§ 38 SVG) 

Die Erhöhung des einmaligen Ausgleichs von 
8 000 DM auf 12 000 DM (ohne Dynamisierung) — 
rückwirkend ab 1. März 1970 — wurde bereits in 
dem Ersten Gesetz zur Vereinheitlichung und Neu- 
regelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
vom 18. März 1971 (BGBl. I S. 208) .beschlossen. Von 
der zunächst im Entwurf vorgesehenen Dynamisie- 
rung dieser Beträge hat die Bundesregierung im 
Hinblick auf Bedenken des Bundesrates abgesehen. 


Zu Artikel 1 Nr. 25 (§ 81 Abs. 2 Nr. 1 c und 3 SVG) 

Die Änderung geht auf eine Empfehlung des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung zurück. Im 
Ersten Gesetz zur Vereinheitlichung und Neurege- 
lung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern vom 
18. März 1971 (BGBl. I S. 208), wurde für Beamte und 
Berufssoldaten die Dienstunfallversorgung erwei- 
tert, wenn sie bei einer dienstlichen Verwendung 
im Ausland einer gesundheitlichen Schädigung be- 
sonders ausgesetzt sind. Es erschien notwendig, 
Schädigungen dieser Art auch als Wiehrdienstbe- 
schädigung anzuerkennen. 


Zu Artikel 2 § 2 (Änderung des Ersatzdienst- 
gesetzes/EDG) 

Die Änderung geht auf eine Empfehlung des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung zurück. Sie 
dient der Angleichung an die entsprechenden Vor- 
schriften des SoMatenversorgungsgesetzes. 


Zu Nummer 2 (§ 47 EDG) 

Buchstabe a 

Die neugefaßten Absätze 3 und 4 entsprechen im 
wesentlichen dem § 81 Abs. 2 und 3 SVG in der 
Fassung des Artikels 1 Nr. 25 des Regierungs- 
entwurfs. 
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Buchstabe b 

Die Änderung ist durch die Änderung der Ab- 
sätze 3, 4 und 5 bedingt, 

Buchstabe c 

Die Vorschrift entspricht dem § 83 Abs. 2 SVG in 
der Fassung des Artikels 1 Nr. 27. 

Zu Nummer 3 (§ 50 EDG) 

Die Streichung des § 50 EDG ist durch die Neu- 
einfügung des § 51 a EDG (vgl, Nummer 5) bedingt. 

Zu Nummer 4 (§ 51 Abs. 2 EDG) 

Die Vorschrift entspricht dem § 85 Abs. 2 SVG in 
der Fassung des Artikels 1 Nr. 29. 

Zu Nummer 5 (§ 51 a EDG) 

Absatz 1 entspricht dem § 88 Abs. 1 Satz 2 des 
Soldatenversorgungsgesetzes in der Fassung des 
Artikels 1 Nr. 32, 

Absatz 2 übernimmt im wesentlichen die Rege- 
lungen des § 88 Abs. 2 und 3 in' der Fassung des 
Artikels 1 Nr. 32, Hinsichtlich der örtlichen Zustän- 
digkeit der Verwaltungsbehörden für Versorgungs- 
berechtigte im Land Berlin beläßt es der Entwurf 
jedoch bei der Regelung des § 81 des Gesetzes über 
den zivilen Ersatzdienst. 

Absatz 3 entspricht im wesentlichen § 88 Abs. 5 
des Soldatenversorgungsgesetzes in der Fassung 
des Artikels 1 Nr. 32. Hinsichtlich der Örtlichen Zu- 
ständigkeit des Gerichts beläßt es der Entwurf je- 
doch bei der Regelung des § 81 des Gesetzes über 
den zivilen Ersatzdienst. 

Zu Nummer 6 (§ 81 EDG) 

Buchstabe a 

Die Änderung stellt sicher, daß auch die Leistung 
nach § 35 Abs. 4 (Ersatz für Beschädigung oder Zer- 
störung von Gegenständen, die der Dienstleistende 
bei einem während der Ausübung des Ersatzdien- 
stes erlittenen Unfall mit sich geführt hat) und die 
Leistung nach § 35 Abs. 7 (Sterbegeld für Eltern des 
Dienstpflichtigen, der während des Dienstverhält- 
nisses an den Folgen einer Ersatzdienstbeschädi- 
gung verstirbt) an Berechtigte gewährt werden, die 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Land 
Berlin haben. 

Buchstabe b 

Die Änderung ist durch die Änderung des Absat- 
zes 1 bedingt. 


Zu Artikel 3 — Übergangsvorschriften — 

Zu § 2 a 

Durch die Neueinfügung sollen zur Vermeidung 
von Härten auf Antrag auch die Fälle erfaßt wer- 
den, die vor Inkrafttreten des Artikels 1 Nr. 7 nach 
bisherigem Recht abgefunden wurden. 

Zu § 2b 

Die Neueinfügung geht auf eine Empfehlung des 
Innenausschusses zurück. Damit sollen Schlechter- 
stellungen vermieden werden, die in besonders ge- 
lagerten Fällen nach neuem Recht in Betracht kom- 
men können. 

Zu Artikel 5 — Inkrafttreten — 

Die Inkrafttretensvorschriften sind den Änderun- 
gen und Ergänzungen in den Artikeln 1 bis 3 des 
Regierungsentwurfs angepaßt worden. 

Zu Nummer 3 

hat der Verteidigungsausschuß außerdem beschlos- 
sen, das Inkrafttreten der Vorschriften, die die Ein- 
führung der Berufsförderung für Offiziere auf Zeit 
und die Vereinheitlichung des Rechtsweges für 
Angelegenheiten der Beschädigtenversorgung be- 
treffen, vom Ersten des vierten Monats auf den 
Ersten des zweiten Monats, der auf die Verkün- 
dung folgt, vorzuverlegen. Der Inkrafttretenszeit- 
raum soll verkürzt werden, weil die für die Umstel- 
lung notwendigen Maßnahmen im Laufe des Gesetz- 
gebungsverfahrens bereits so vorbereitet worden 
sind, daß die vorgesehene Übergangszeit nicht mehr 
in vollem Umfange benötigt wird. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Regierungs- 
entwurf — Drucksache VI/1681 — einschließlich der 
beschlossenen Änderun,gen und Ergänzungen bis 
auf den Artikel 1 Nr. 17 (§ 63 SVG) — einstim- 
mig — angenommen. Der Abgeordnete Stahlberg 
stellte den Antrag, in § 63 Abs. 1 SVG nach dem 
Wort „Unfallentschädigung" die Worte „von acht- 
zigtausend Deutsche Mark" einzufügen. Damit sollte 
erreicht werden, daß für alle nach dieser Vorschrift 
Berechtigten eine Entschädigung in einheitlicher 
Höhe gezahlt würde. Der Verteidigungsausschuß 
hat diesen Antrag nach längerer Diskussion mit 
13 gegen 10 Stimmen abgelehnt. Er hat sich damit 
mehrheitlich der Auffassung der Bundesregierung 
angeschlossen, daß die Leistung nach § 63 SVG 
aufgrund der bisherigen Erfahrungen auch weiter- 
hin in unterschiedlicher Höhe erhalten bleiben und 
insbesondere nicht allgemein auf die für Strahlflug- 
zeugführer geltende Höhe angehoben werden sollte. 


Bonn, den 9. Juni 1971 


Haase (Kellinghusen) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

I. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1681 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

11. die Initiativanträge — Drucksachen WlO, 
Vl/530 — für erledigt zu erklären; 

III. die zu den Gesetzentwürfen eingegangenen 
Petitionen für erledigt zu erklären; 

IV. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregieriung wird ersucht sicheraustel- 
len, daß 

1. die im Arbeitsförderungsgesetz und im 
Ausbildungsförderungsgesetz vorgesehenen 
Maßnahmen auch den Soldaten der Bundes- 
wehr zugute kommen, 

2. der Berufsförderungsdienst der Bundeswehr 
die Durchführung der berufsfördernden 
Maßnahmen für Soldaten mit den Dienst- 
stellen der Bundesanstalt für Arbeit koordi- 
niert. 


3. Soldaten, die sich auf .mindestens vier Jahre 
verpflichten, spätestens sechs Monate nach 
ihrer Verpflichtung über die Möglichkeit 
der ihnen zustehenden Fachausbildung so- 
wie über die Möglichkeiten des allgemein- 
beruflichen Unterrichts persönlich unterrich- 
tet werden (Erstberatung), Hat sich der Sol- 
dat vor Eintritt in die Bundeswehr auf min- 
destens vier Jahre verpflichtet, so sollte die 
Erstberatung spätestens sechs Monate nach 
Eintritt in die Bundeswehr im Zusammen- 
wirken mit der Bundesanstalt für Arbeit 
erfolgen. Nach der Erstberatung ist für 
jeden anspruchsberechtigten Soldaten auf 
Zeit ein beruflicher Förderungsplan zu er- 
stellen und die notwendigen Maßnahmen 
für seine spätere Eingliederung in das zivile 
Leben zu »ergreifen. 

Der berufliche Förderungsplan ist so zu ge- 
stalten, daß eine Arbeitsaufnahme im An- 
schluß an die Beendigung des Dienstverhält- 
nisses oder der Fachausbildung ermöglicht 
wird. 


Bonn, den 9. Juni 1971 


Der Verteidigungsausschuß 

Dr. Zimmermann Haase (Kellinghusen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Achten Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungs- 
gesetzes 

— Drucksache VI/ 1681 — 

mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses 
(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Achten Gesetzes 

zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das . . . 
vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 


1. § 4 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „in den Lauf- 
bahngruppen der Unteroffiziere und Mann- 
schaften" gestrichen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 

zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das Erste 
Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern vom 
18. März 1971 (Bundesgesetebl. I S. 208), wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 


b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Bundesminister der Verteidigung 
oder die von ihm bestimmte Behörde der 
Bundeswehrverwaltung kann auf Antrag 

1. die Teilnahme am allgemeinberuflichen 
Unterricht aus dienstlichen Gründen be- 
reits vor Erreichen des nach Absatz 1 für 
die Durchführung vorgesehenen Zeitrau- 
mes zulassen, 

2. die Teilnahme am allgemeinberuflichen 
Unterricht über die Beendigung des 
Dienstverhältnisses hinaus um hödistens 
sechs Monate verlängern, wenn der An- 
spruch auf Teilnahme aus einem in der 
Person des Soldaten liegenden, von ihm 
aber nicht zu vertretenden Grunde nicht 
erfüllt werden konnte." 
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Entwurf 

2. § 5 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „in 
den Laufbahngruppen der Unteroffiziere und 
Mannschaften" und das Wort „eine" gestri- 
chen. 

b) Absatz 7 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Verlängerung darf einschließlich einer 
Verlängerung nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ein 
Jahr, im Falle der Entlassung wegen Dienst- 
unfähigkeit, die nicht auf eigenes grobes 
Verschulden zurückzuführen ist, nach einer 
Wehrdienstzeit von mehr als sieben Jahren 
zwei Jahre nicht übersteigen." 

c) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Das Nähere über die Antragstellung, 
den Beginn der Fachausbildung, den Über- 
gang in eine andere Fachausbildung, den 
Widerruf der Bewilligung einer Fachausbil- 
dung und die Kosten bestimmt die Bundes- 
regierung durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates." 


3. § 5 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Soldaten auf Zeit, die auf die Dauer 
von acht und mehr Jahren in dieses Dienst- 
verhältnis berufen worden sind, wird auf 
Antrag gewährt 

1. Teilnahme am allgemeinberuflichen Un- 
terricht an Stelle von Fachausbildung 
oder 

2. Fachausbildung an Stelle von Teilnahme 
am allgemein-beruflichen Unterricht." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „in den Lauf- 
bahngruppen der Unteroffiziere und Mann- 
schaften" gestrichen. 

4. § 7 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Es sind rechtzeitig, auch bereits während 
der Wehrdienstzeit, die Maßnahmen einzu- 
leiten oder durchzuführen, die eine Arbeits- 
aufnahme im Anschluß an die Beendigung 
des Dienstverhältnisses oder der Fachaus- 
bildung ermöglichen." 

5. § 11 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Übergangsgebührnisse werden in 
Monatsbeträgen wie die Dienstbezüge gezahlt. 
Beim Tode des Berechtigten ist der noch nicht 
ausgezahlte Betrag der Witwe, seinen leiblichen 
Abkömmlingen oder den an Kindes Statt ange- 
nommenen Kindern weiterzuzahlen. Sind An- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2. § 5 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Das Nähere über die Antragstellung, 
den Beginn der Fachausbildung, die Berück- 
sichtigung der Interessen des Berechtigten 
beim Übergang in eine andere Fachausbil- 
dung und beim Widerruf der Bewilligung 
einer Fachausbildung sowie über die Höhe 
der Kosten der Fachausbildung bestimmt die 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates." 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 
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Entwurf 

spruchsberechtigte nach Satz 2 nicht vorhanden, 
so sind die Übergangsgebührnisse den Eltern 
oder Adoptiveltern weiterzuzahlen. Als Aus- 
nahme kann der Bundesminister der Verteidi- 
gung oder die von ihm bestimmte Behörde der 
Bundeswehrverwaltung die Zahlung auch in 
größeren Teilbeträgen oder in einer Summe 
zulassen." 


6. § 12 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „in den Lauf- 
bahngruppen der Unteroffiziere und Mann- 
schaften" gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „zwan- 
zig" durch das Wort „iünizig" ersetzt. 

c) Absatz 6 wird gestrichen, die bisherigen 
Absätze 7 bis 9 werden Absätze 6 bis 8. 

d) Im neuen Absatz 7 werden die Worte 
„oder 5" gestrichen und folgender Satz 2 
angefügt: 

„Sind Anspruchsberechtigte nach Satz 1 nicht 
vorhanden, ist die Übergangsbeihilfe den 
Eltern oder Adoptiveltern zu gewähren." 

7. § 13 b erhält folgende Fassung: 

„§ 13 b 

Die nach den §§11 und 12 zustehenden Ver- 
sorgungsbezüge sind bei Soldaten auf Zeit, die 
ohne Dienstbezüge beurlaubt worden sind, um 
den Betrag zu kürzen, der dem Verhältnis der 
Zeit der Beurlaubung zur Gesamtdienstzeit (§ 2) 
entspricht. Die Kürzung entfällt, soweit die Be- 
rücksichtigung der Zeit der Beurlaubung allge- 
mein zugestanden ist. Satz 1 gilt auch für die 
Zeit eines unerlaubten schuldhaften Fernblei- 
bens vom Dienst unter Verlust der Dienstbe- 
züge oder des Wehrsoldes (§ 30 Abs. 2 des Sol- 
datengesetzes in Verbindung mit § 73 Abs. 2 
des Bundesbeamtengesetzes oder § 1 Abs. 4 
Satz 1 des Wehrsoldgesetzes)." 

8. § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

„Der Beurlaubung ohne Dienstbezüge steht ein 
unerlaubtes schuldhaftes Fernbleiben vom 
Dienst unter Verlust der Dienstbezüge oder des 
Wehrsoldes gleich (§ 30 Abs. 2 des Soldaten- 
gesetzes in Verbindung mit § 73 Abs. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes oder § 1 Abs. 4 Satz 1 
des Wehrsoldgesetzes)." 


9. § 26 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Ruhegehalt nach Absatz 1 wird für 
die Berufssoldaten erhöht, die wegen Über- 
schreitens der für ihren Dienstgrad festgesetz- 


B e s c h 1 ü is s e des 11. Ausschusses 


6. § 12 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) unverändert 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „zwanizig" 
durch das Wort „fünfundsiebzig" ersetzt. 

c) unverändert 

d) un V e rändert 

7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 
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ten besonderen Altersgrenze nach § 44 Abs. 2 
in Verbindung mit § 45 Abs. 2 Nr. 1, 2 Buch- 
staben a bis c und Nr. 4 des Soldatengesetzes in 
den Ruhestand versetzt werden. Die Erhöhung 
beträgt bei Eintritt in den Ruhestand nadi Voll- 
endung des zweiundfünfzigsten Lebensjahres 
sechs vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge und vermindert sich bei späterem 
Eintritt in den Ruhestand mit jedem weiteren 
vollendeten Lebensjahr um eins vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Das Ruhe- 
gehalt darf fünfundsiebzig vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht überstei- 
gen." 


Beschlüsse d ^e s 11. A u s s c h u s ß e s 


10. § 38 erhält folgende Fassung: Nummer 10 entfällt 

„§ 38 

Ein Berufssoldat, der vor Vollendung des 
fünfundsechzigsten Lebensjahres nach § 44 
Abs. 1 oder 2 des Soldatengesetzes in den Ruhe- 
stand getreten ist, erhält neben seinem Ruhe- 
gehalt einen einmaligen Ausgleich. Der Aus- 
gleich beträgt das Siebeneinhalbfache der 
Dienstbezüge des letzten Monats, jedoch nicht 
mehr als zwölf tausend Deutsche Mark; dieser 
Höchstbetrag erhöht sich bei allgemeinen Erhö- 
hungen von Versorgungsbezügen jeweils um 
den Hundertsatz, um den sich die Versorgungs- 
bezüge erhöhen, deren Berechnung ein Grund- 
gehalt nicht zugrunde liegt. Der Betrag nach 
Satz 2 verringert sich um jeweils ein Fünftel 
mit jedem Dienstjahr, das über das vollendete 
sechzigste Lebensjahr hinaus geleistet wird. 

Der Ausgleich ist bei Eintritt in den Ruhestand 
in einer Summe auszuzahlen." 


11. Die Überschrift vor § 39 erhält folgende Fas- unverändert 

sung: 

„8. Berufsförderung der Berufssoldaten" 


12. § 39 wird wie folgt geändert: 12. unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Worte „nach § 9" 
gestrichen und folgender Satz 2 angefügt; 

„Satz 1 gilt entsprechend für einen Berufs- 
soldaten, dessen Dienstverhältnis wegen 
Überschreitens der für Offiziere in Verwen- 
dungen als Strahlflugzeugführer festgesetz- 
ten besonderen Altersgrenze nach § 44 
Abs. 2 in Verbindung mit § 45 Abs. 2 Nr. 3 
des Soldatengesetzes endet." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die §§ 4 bis 5 a und 7 gelten entspre- 
chend, für Berufsunteroffiziere auch die 
§§ 9 und 10." 
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13. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

„ (2) Stirbt ein wehrpflichtiger Soldat wäh- 
rend des Wehrdienstverhältnisses an den 
Folgen einer Wehrdienstbeschädigung, so 
erhalten die Eltern oder Adoptiveltern, 
wenn sie mit dem Verstorbenen zur Zeit des 
Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben, ein Sterbegeld in Höhe von dreitau- 
send Deutsche Mark. Das Sterbegeld wird 
nicht gewährt, wenn eine einmalige Unfall- 
entschädigung nach § 63 zusteht." 


14. In § 44 Abs. 2 werden hinter den Worten „§ 11 
Abs. 5 Satz 2" die Worte „oder 3" eingefügt 
und in dem folgenden Zitat die Zahl „8" durch 
die Zahl „7" ersetzt. 


15. In § 45 Abs. 1 Nr. 3 werden in dem Klammer- 
zitat hinter der Zahl „2" die Worte „und 3" 
angefügt. 


16. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „§§ 4, 
5 und 7" durch die Worte „§§ 4 bis 7" er- 
setzt. Hinter dem Wort „werden" wird das 
Komma durch einen Punkt ersetzt und der 
letzte Halbsatz gestrichen. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Einem Berufssoldaten, der vor Errei- 
chen der nach § 45 Abs. 1 des Soldatengeset- 
zes geltenden allgemeinen Altersgrenze in 
den Ruhestand getreten oder wegen Dienst- 
unfähigkeit entlassen worden ist, können 
auf Antrag einmalig die Leistungen nach 
den §§ 4 bis 7 des Bundesumzugskosten- 
gesetzes bewilligt werden, wenn zur Be- 
gründung eines neuen Berufes ein Umzug 
an einen anderen Ort als den bisherigen 
Wohnort erforderlich ist. Die Bewilligung 
ist nur zulässig, wenn der Umzug innerhalb 
von zwei Jahren nach Eintritt in den Ruhe- 
stand oder nach der Entlassung durchgeführt 
und Umzugskostenvergütung nach § 2 Abs. 2 
Nr. 3, Abs. 3 Nr. 4 und 5 des Bundesumzugs- 
kostengesetzes noch nicht gewährt worden 
ist. Entsprechendes gilt für einen ehemali- 
gen Soldaten auf Zeit, der einen Unterhalts- 
beitrag nach § 73 erhält, wenn er zum Zeit- 
punkt der Entlassung die nach § 45 Abs. 1 
des Soldatengesetzes für Berufssoldaten gel- 
tende allgemeine Altersgrenze noch nicht er- 
reicht hatte." 


Beschlüsse des 11. Ausschusises 
13. unverändert 


14. unverändert 


15. unverändert 


16. unverändert 
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17. § 63 wird wie folgt geändert und ergänzt: 17. u n v e r ä n d e r t 

a) In Absatz 1 werden in Nummer 8 das Wort 
„oder" durch ein Komma ersetzt, in Num- 
mer 9 nach den Worten „gepanzerten Land- 
fahrzeugen" ein Komma eingefügt, folgende 
Nummern 10 und 11 angefügt: 

„10. als Besatzungsmitglied eines U-Bootes 
während des besonders gefährlichen 
Dienstes oder 

11. als Helm- oder Schwimmtaucher wäh- 
rend des besonders gefährlichen 
Tauchdienstes" 

und die Worte „Nummern 1 bis 9" durch die 
Worte „Nummern 1 bis 11" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird in den Nummern 2, 4, 6 
und 8 jeweils die Zahl „9" durch die Zahl 
„11" ersetzt. 

18. § 66 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 18. unverändert 

„(1) Die Zeit, während der ein Berufssoldat 
nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres 
vor seinem Eintritt in die Bundeswehr 

1. im Dienst öffentlich-rechtlicher Religions- 
gesellschaften oder ihrer Verbände (Arti- 
kel 140 des Grundgesetzes) oder im nicht- 
öffentlichen Schuldienst oder 

2. hauptberuflich im Dienst der Fraktionen des 
Bundestages oder der Landtage oder 

3. hauptberuflich im Dienst von kommunalen 
Spitzenverbänden tätig gewesen ist oder 

4. im öffentlichen Dienst eines anderen Staates 
gestanden hat, 

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berück- 
sichtigt werden." 

19. In § 70 Abs. 2 werden die Worte „zu einem 19- unverändert 
Drittel" durch die Worte „zur Hälfte" ersetzt. 

20. § 73 wird wie folgt geändert: 20. unverändert 

a) Die Absätze 4 und 5 werden gestrichen. 

b) Die Absätze 6 bis 10 werden Absätze 4 
bis 8, in dem neuen Absatz 4 werden die 
Zahl „5" durch die Zahl „3", in den neuen 
Absätzen 5, 7 und 8 jeweils die Zahl „6" 
durch die Zahl „4" ersetzt, 

c) In dem neuen Absatz 6 werden in Satz 1 
die Worte „ , soweit in Absatz 4 nichts ande- 
res bestimmt ist" gestrichen. 

21. § 74 wird wie folgt geändert: 21. u n v e r ä n d e r t 

a) In Absatz 2 wird die Zahl „6" durch die 
Zahl „3" ersetzt. 
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b) In Absatz 4 wird die Zahl „9" durch die 

Zahl „7" ersetzt. 

22. In § 79 a wird der Punkt nach Satz 2 durch ein 
Komma ersetzt und folgender Satzteil angefügt: 
„wenn sie bei einer Behörde eingestellt wer- 
den, die von dem Stellenvorbehalt nach § 10 
Abs. 1 und 2 erfaßt wird." 

23. Absdinitt I des Dritten Teils erhält folgende 
Überschrift: 

„Abschnitt I 

Versorgung beschädigter Soldaten nach 

Beendigung des Wehrdienstverhältnisses, 
gleichgestellter Zivilpersonen 
und ihrer Hinterbliebenen" 

24. § 80 erhält folgende Fassung: 

„§ 80 

Ein Soldat, der eine Wehrdienstbeschädigung 
erlitten hat, erhält nach Beendigung des Wehr- 
dienstverhältnisses wegen der gesundheitlichen 
und wirtschaftlichen Folgen der Wehrdienst- 
beschädigung auf Antrag Versorgung in ent- 
sprechender Anwendung der Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes, soweit in diesem 
Gesetz nichts Abweichendes bestimmt ist. Ent- 
sprechend erhalten eine Zivilperson, die eine 
Wehrdienstbeschädigung erlitten hat, und die 
Hinterbliebenen eines Beschädigten auf Antrag 
Versorgung." 

25. § 81 erhält folgende Fassung: 

„§ 81 

(1) Wehrdienstbeschädigung ist eine gesund- 
heitliche Schädigung, die durch eine Wehr- 
dienstverrichtung, durch einen während der 
Ausübung des Wehrdienstes erlittenen Unfall 
oder durch die dem Wehrdienst eigentümlichen 
Verhältnisse herbeigeführt worden ist. 

(2) Eine Wehrdienstbeschädigung ist auch 
eine gesundheitliche Schädigung, die herbei- 
geführt worden ist durch 

1. einen Angriff auf den Soldaten wegen 

a) seines pflichtgemäßen dienstlichen Ver- 
haltens 

oder 

b) seiner Zugehörigkeit zur Bundeswehr, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


22. unverändert 


23. unverändert 


24. unverändert 


25. § 81 erhält folgende Fassung: 

„§ 81 

(1) unverändert 


(2) Eine Wehldienstbeschädigung ist auch 
eine (gesundheitliche Schädigung, die herbeige- 
führt worden ist durch 

1. einen Angriff auf den Soldaten 

a) wegen seines pflichtgemäßen dienstlichen 
Verhaltens, 

b) wegen seiner Zugehörigkeit zur Bundes- 
wehr 

oder 

c) bei Kriegshandlungen, Aufruhr oder Un- 
ruhen, denen er am Ort seines dienstlich 
angeordneten Aufenthaltes im Ausland 
besonders ausgesetzt war. 
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2. einen Unfall, den der Soldat oder ehemalige 2. unverändert 

Soldat 

a) auf einem Hin- .oder Rückweg erleidet, 
der notwendig ist, um wegen der Schädi- 
gungsfolgen eine Maßnahme der Heilbe- 
handlung, eine Badekur, Versehrten- 
leibesübungen als Gruppenbehandlung 
oder arbeits- und berufsfördernde Maß- 
nahmen nach '§ 26 des Bundesversor- 
gungsgesetzes durchzuführen oder um zur 
Aufklärung des Sachverhaltes persönlich 
zu erscheinen, sofern das Erscheinen an- 
geordnet ist, oder 

b) bei der Durchführung einer der in Buch- 
stabe a auf geführten Maßnahmen er- 
leidet. 

3* gesundheitsschädigende Verhältnisse, denen 
der Soldat am Ort seines dienstlich angeord- 
neten Aufenthaltes im Ausland besonders 
ausgesetzt war. 

(3) Zum Wehrdienst im Sinne dieser Vor- (3) irn ve r ä n de r t 

Schrift gehören auch 

1. das Erscheinen zur Feststellung der Wehr- 
tauglichkeit, zu einer Eignungsprüfung oder 
zur Wehrüberwachung auf Anordnung einer 
zuständigen Dienststelle, 

2. die Teilnahme an einer dienstlich angeord- 
neten Veranstaltung zur militärischen Fort- 
bildung, 

3. die mit dem Wehrdienst zusammenhängen- 
den Dienstreisen, Dienstgänge und die 
dienstliche Tätigkeit am Bestimmungsort, 

4. das Zurücklegen des mit dem Wehrdienst 
zusammenhängenden Weges nach und von 
der Dienststelle; das gilt auch für den Weg 
von und nach der ständigen Familienwoh- 
nung, wenn der Beschädigte wegen deren 
Entfernung vom Dienstort an diesem oder in 
dessen Nähe eine Unterkunft hat, 

5. die Teilnahme eines Soldaten an dienstlichen 
Veranstaltungen, 

(4) Zur Anerkennung einer Gesundheits- (4) unverändert 

Störung als Folge einer Wehrdienstbeschädi- 
gung genügt die Wahrscheinlichkeit des ursäch- 
lichen Zusammenhangs. Wenn die zur Anerken- 
nung einer Gesundheitsstörung als Folge einer 
Wehrdienstbeschädigung erforderliche Wahr- 
scheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist, 

weil über die Ursache des festgestellten Leidens 
in der medizinischen Wissenschaft Ungewißheit 
besteht, kann mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung Versorgung 
in gleicher Weise wie für Folgen einer Wehr- 
dienstbeschädigung gewährt werden; die Zu- 
stimmung kann allgemein erteilt werden. 

(5) Eine vom Beschädigten absichtlich herbei- (5) unverändert 

geführte gesundheitliche Schädigung gilt nicht * 

als Wehrdienstbeschädigung." 
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26. § 81 a wird gestrichen. 

27. § 83 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) § 60 des Bundesversorgungsgesetzes gilt 
mit der Maßgabe, daß die Versorgung nicht vor 
dem Tage beginnt, der auf den Tag der Beendi- 
gung des Dienstverhältnisses folgt, § 60 Abs. 1 
des Bundesversorgungsgesetzes auch mit der 
Maßgabe, daß die Versorgung mit dem bezeich- 
neten Tage beginnt, wenn der Erstantrag inner- 
halb eines Jahres nach Beendigung des Dienst- 
verhältnisses gestellt wird. Ist ein Soldat, dessen 
Hinterbliebenen Versorgung nach § 80 zu- 
stehen würde, verschollen, so beginnt die Hin- 
terbliebenenversorgung abweichend von § 61 
des Bundesversorgungsgesetzes frühestens mit 
dem Ersten des Monats, der auf den Monat 
folgt, in dem die Zahlung von Dienstbezügen 
oder Wehrsold endet." 

28. Abschnitt II des Dritten Teils erhält folgende 
Überschrift: ' 

„Abschnitt II 

Versorgung beschädigter Soldaten während des 
Wehrdienstverhältnisses und Sonder- 
vorschriften" 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

26. unverändert 

« 

27. unverändert 


28. unverändert 


29. § 85 wird wie folgt geändert und ergänzt: 29. u n v e r ä n d e r t 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Trifft eine Wehrdienstbeschädigung 
mit einer Schädigung im Sinne des § 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes oder eines Ge- 
setzes, das das Bundesversorgungsgesetz für 
anwendbar erklärt, zusammen, so ist die da- 
durch bedingte Gesamtminderung der Er- 
werbsfähigkeit festzustellen. Von dem sich 
daraus ergebenden Betrag des Ausgleichs ist 
ein Betrag in Höhe der Grundrente abzu- 
ziehen, die auf die Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit durch die Schädigung nach dem 
Bundesversorgungsgesetz oder des Gesetzes, 
das das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklärt, entfällt. Der Restbetrag ist 
als Ausgleich zu gewähren." 

b) In Absatz 3 werden die Worte „§ 81 a" durch 
die Worte „§ 81 Abs. 4 Satz 2" ersetzt. 


30. § 86 erhält folgende Fassung: 30. unverändert 

„§ 86 

Sind bei einem während der Ausübung des 
Wehrdienstes erlittenen Unfall Kleidungsstücke 
oder andere Gegenstände, die der Beschädigte 
mit sich geführt hat, beschädigt oder zerstört 
worden oder abhanden gekommen, so kann da- 
für Ersatz geleistet werden. Sind durch die erste 
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Hilfeleistung nach dem Unfall besondere Ko- 
sten entstanden, so ist dem Beschädigten der 
nachweisbar notwendige Aufwand zu ersetzen. 

§ 85 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden." 


31 . § 87 wird wie folgt geändert: 3l . unverändert 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister der Verteidigung führt 
die Versorgung nach dem Zweiten Teil 
dieses Gesetzes bei Behörden der Bundes- 
wehrverwaltung durch." 

b) In Absatz 2 Satz 6 wird die Zahl „5" durch 
die Zahl „7" ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird nach dem Wort 
„gelten" der Satzteil „ , soweit es sich nicht 
um Angelegenheiten des § 41 Abs. 2 han- 
delt," eingefügt. 


32. § 88 wird wie folgt geändert: 32. u n v e r ä n d e r t 

a) Die Absätze 1 bis 3 werden durch folgende 
Absätze 1 bis 5 ersetzt: 

„(1) Der Bundesminister der Verteidigung 
führt die §i§ 85 und 86 bei Behörden der 
Bundes Wehrverwaltung durch. Im übrigen 
wird der Dritte Teil dieses Gesetzes von den 
zur Durchführung des Bundesversorgungs- 
gesetzes zuständigen Behörden im Auftrag 
des Bundes durchgeführt. 

(2) In Angelegenheiten des Absatzes 1 
Satz 2 ist zuständige oberste Bundesbehörde 
der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. Weisungen, die eine grundsätz- 
liche, über den Einzelfall hinausgehende Be- 
deutung haben, eine Versorgung nach § 81 
Abs. 4 Satz 2 oder einen Härteausgleich be- 
treffen, ergehen im Einvemehmen mit dem 
Bundesminister der Verteidigung. 

(3) In Angelegenheiten des Absatzes 1, sp- 
weit die Beschädigtenversorgung nicht in der 
Gewährung von Leistungen der Kriegsopfer- 
fürsorge nach den >§(§ 25 bis 27 e des Bundes- 
versorgungsgesetzes besteht, und des § 41 
Abs. 2 ist das Gesetz über das Verwaltungs- 
verfahren der Kriegsopferversorgung ent- 
sprechend anzuwenden. Es gilt in Angele- 
genheiten des Absatzes 1 Satz 2 mit folgen- 
den Maßgaben: 

1. Für Personen, die ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Lande Berlin ha- 
ben, ist in Ermangelung einer nach § 3 
des Gesetzes über das Verwaltungs ver- 
fahren der Kriegsopferversorgung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes begrün- 
deten Zuständigkeit die für die Kriegs- 
opferversorgung zuständige Verwaltungs- 
behörde oder Stelle örtlich zuständig, 
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in deren Bezirk der letzte Wohnsitz 
oder gewöhnliche Aufenthalt des Antrag- 
stellers im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes gelegen hat. Ist ein solcher Wohn- 
sitz oder gewöhnlicher Aufenthalt nicht 
vorhanden, so tritt an dessen Stelle der 
Ort, zu dem der Beschädigte einberufen 
war. 

2, Für Personen, die als Soldaten dem Bun- 
desnachrichtendienst angehört haben, 
und ihre Hinterbliebenen ist die für die 
Kriegsopferversorgung zuständige Ver- 
waltungsbehörde oder Stelle örtlich zu- 
ständig, die für Versorgungsberechtigte 
mit Wohnsitz in Köln zuständig ist. 

Für Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach 
den §§ 25 bis 27 e des Bundesversorgimgs- 
gesetzes richtet sich die örtliche Zuständig- 
keit für Personen, die ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Lande Berlin 
haben, nach Satz 2 Nr. 1. 

(4) In Angelegenheiten des Absatzes 1, 
soweit die Beschädigtenversorgung nicht in 
der Gewährung von Leistungen der Kriegs- 
opferfürsorge nach den (§§ 25 bis 27 e des 
Bundesversorgungsgesetzes besteht, und des 
§ 41 Abs, 2 sind die Vorschriften des Sozial- 
gerichtsgesetzes über das Vorverfahren ent- 
sprechend anzuwenden. Sie gelten in Ange- 
legenheiten des Absatzes 1 Satz 1 und des 
§ 41 Abs. 2 mit folgenden Maßgaben: 

1. Eines Vorverfahrens bedarf es auch dann, 
wenn der Verwaltungsakt vom Bundes- 
minister der Verteidigung erlassen wor- 
den ist. 

2. Den Widerspruchsbescheid erläßt der 
Bundesminister der Verteidigung. Er 
kann die Entscheidung für Fälle, in denen 
er den Verwaltungsakt nicht selbst er- 
lassen hat, durch allgemeine Anordnung 
auf andere Behörden übertragen; die An- 
ordnung ist zu veröffentlichen. 

3. Bis zur Beendigung des Dienstverhältnis- 
ses sind die Vorschriften der Wehrbe- 
schwerdeordnung anzuwenden; § 22 der 
Wehrbeschwerdeordnung gilt entspre- 
chend. 

(5) Bei Streitigkeiten in Angelegenheiten 
des Absatzes 1, soweit die Beschädigtenver- 
sorgung nicht in der Gewährung von Lei- 
stungen der Kriegsopferfürsorge nach den 
§§ 25 bis 27 e des Bundesversorgungsgeset- 
zes besteht, und des § 41 Abs. 2 ist der 
Rechtsweg vor den Gerichten der Sozialge- 
richtsbarkeit gegeben. Die Vorschriften des 
Sozialgerichtsgesetzes sind mit folgenden 
Maßgaben entsprechend anzuwenden: 

1. Für Personen, die ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Lande Berlin 
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haben, ist Absatz 3 Satz 2 Nr. 1 entspre- 
chend anzuwenden. 

2. Uber Klagen von Personen, die als Sol- 
daten dem Bundesnachrichtendienst ange- 
hören oder angehört haben, und ihren 
Hinterbliebenen entscheidet das Bundes- 
sozialgericht im ersten und letzten Rechts- 
zug. 

3. Hat ein Gericht der Sozialgerichtsbarkeit 
in Angelegenheiten des Absatzes 1 Satz 1 
über die Frage einer Wehrdienstbeschä- 
digung und den ursächlichen Zusammen- 
hang einer Gesundheitsstörung mit einem 
Tatbestand des § 81 oder über das Vor- 
liegen einer Gesundheitsstörung im Sinne 
des § 81 Abs, 4 Satz 2 rechtskräftig ent- 
schieden, so ist diese Entscheidung inso- 
weit auch für eine auf derselben Ursache 
beruhenden Rechtsstreitigkeit über einen 
Anspruch nach § 80 verbindlich; in Ange- 
legenheiten des Absatzes 1 Satz 2 ist 
Halbsatz 1 entsprechend anzuwenden. 

In Angelegenheiten des Absatzes 1 Satz 1 
und des § 41 Abs. 2 gelten zusätzlich 
folgende Maßgaben: 

4. Ist für Angelegenheiten der Kriegsopfer- 
versorgung das Land als Beteiligter am 
Verfahren bezeichnet, so tritt an seine 
Stelle die Bundesrepublik Deutschland. 

5. Die Bundesrepublik Deutschland wird 
durch den Bundesminister der Verteidi- 
gung vertreten. Dieser kann die Ver- 
tretung durch eine allgemeine Anord- 
nung anderen Behörden übertragen; die 
Anordnung ist dm Bundesgesetzblatt zu 
veröffentlichen. " 

b) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden 

Absätze 6 und 7; die bisherigen Absätze 6 

bis 8 werden gestrichen. 

33. § 95 Abs. 2 wird gestrichen. 33. unverändert 


Artikel 2 


Artikel 2 


§1 

Änderung der Wehrbeschwerdeordnung 

Die Wehrbeschwerdeordnung vom 23. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1066), geändert durch das 
Gesetz zur Änderung der Wehrdisziplinarordnung 
vom 9. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 689), wird 
wie folgt geändert: 


§ 1 

unverändert 


§ 18 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Hält das Truppendienstgericht die Zuständig- 
keit des Verwaltungsgerichts oder des Sozialgerichts 
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für gegeben, verweist es die Sache an das zuständige 
Gericht. Die Entscheidung ist bindend." 

§2 

Änderung des Ersatxdienstgesetzes 

Das Gesetz über den zivilen Ersatzdienst in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 983), zuletzt geändert durch 
das Zweite Gesetz über die Anpassung der Leistun- 
gen des Bundesversorgungsgesetzes vom 10. Juli 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1029), wird wie folgt 
ergänzt; 

1, § 35 wird folgender neuer Absatz 7 angefügt: 

„(7) Stirbt ein Dienstpflichtiger während des 
Dienstverhältnisses an den Folgen einer Ersatz- 
dienstbeschädigung, so erhalten die Eltern oder 
Adoptiveltern, wenn sie mit dem Verstorbenen 
zur Zeit des Todes in häuslicher Gemeinschaft 
gelebt haben, ein Sterbegeld in Höhe von drei- 
tausend Deutsche Mark." 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


- § 2 

Änderung des Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst 

Das Gesetz über den zivilen Ersatzdienst in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 1965 
(Bundesgesietzbl. I S. 983), zuletzt geändert durch 
das Zweite Gesetz über die Anpassung der Leistun- 
gen des Bundesversorgungsgesetzes vom 10. Juli 
1070 (Bundesigesetzbl. I S. 1029), wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1 . u n V e r ä n d e r t 


2. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 3, 4 und 5 werden durch folgende 
Absätze 3 und 4 ersetzt: 

„(3) Eine Ersatzdienstbeschädigung ist 
auch eine gesundheitliche Schädigung, die 
herbeigeführt worden ist durch 

1. einen Angriff auf den Dienstleistenden 
wegen 

a) seines pflichtgemäßen dienstlichen Ver- 
haltens oder 

b) seiner Zugehörigkeit zum Ersatzdienst, 

2. einen Unfall, den der Dienstleistende oder 
ehemalige Dienstleistende 

a) auf einem Hin- oder Rückweg erleidet, 
der notwendig ist, um wegen der 
Schädigungsfolgen eine Maßnahme der 
Heilbehandlung, eine Badekur, Ver- 
sehrtenleibesübungen als Gruppenbe- 
handlung oder arbeits- und berufsför- 
dernde Maßnahmen nach § 26 des Bun- 
desversorgungsgesetzes durchzuführen 
oder um zur Aufklärung des Sachver- 
haltes persönlich zu erscheinen, sofern 
das Erscheinen angeordnet ist, 

oder 

b) bei der Durchführung einer der in 
Buchstabe a auf geführten Maßnahmen 
erleidet. 

(4) Zum Ersatzdienst im Sinne dieser Vor- 
schrift gehören auch 

1. das Erscheinen eines Dienstpflichtigen auf 
Anordnung einer für die Durchführung des 
Ersatzdienstes zuständigen Stelle, 
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2. das Zurücklegen des Weges bei Antritt 
und des Rückweges bei Beendigung des 
Ersatzdienstes, 

3. die mit dem Ersatzdienst zusammenhän- 
genden Dienstreisen, Dienstgänge und die 
dienstliche Tätigkeit am Bestimmungsort, 

4. das Zurücklegen des mit dem Ersatzdienst 
zusammenhängenden Weges nach und von 
der Dienststelle; das gilt auch für den Weg 
von und nach der ständigen Familienwoh- 
nung, wenn der Beschädigte wegen deren 
Entfernung vom Dienstort an diesem oder 
in dessen Nähe eine Unterkunft hat, 

5. die Teilnahme eines Dienstleistenden an 
dienstlichen Veranstaltungen." 

b) Die bisherigen Absätze 6 bis 10 werden Ab- 
sätze 5 bis 0. 

c) Der neue Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) § 60 des Bundesversorgungsgesetzes 
findet mit der Maßgabe Anwendung, daß die 
Versorgung nicht vor dem Tage beginnt, der 
auf den Tag der Beendigung des Ersatzdienst- 
verhältnisses folgt, § 60 Abs. 1 des Bundes- 
versorgungsgesetzes auch mit der Maßgabe, 
daß die Versorgung mit dem bezeichneten 
Tage beginnt, wenn der Erstantrag innerhalb 
eines Jahres nach Beendigung des Ersatz- 
dienstverhältnisses gestellt wird. Ist ein an- 
erkannter Kriegsdienstverweigerer, dessen 
Hinterbliebenen Versorgung nach Absatz 1 
zustehen würde, verschollen, so beginnt die 
Hinterbliebenenversorgung abweichend von 
r § 61 des Bundes Versorgungsgesetzes frühe- 

stens mit dem ersten Tage des Monats, der 
auf den Monat folgt, in dem die Zahlung von 
Bezügen auf Grund der Dienstleistung endet." 

2. ln § 50 Satz 2 werden die Worte „bis 6 und 8" 3. § 50 wird gestrichen 

durch die Worte „bis 7" ersetzt. 


4. § 51 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Trifft eine Ersatzdienstbeschädigung mit 
einer Schädigung im Sinne des § 1 des Bundes- 
versorgungsgesetzes oder eines Gesetzes, das 
das Bundesversorgungsgesetz für anwendbar er- 
klärt, zusammen, so ist die dadurch bedingte Ge- 
samtminderung der Erwerbsfähigkeit festzustel- 
len. Von dem sidi daraus ergebenden Betrag des 
Ausgleichs ist ein Betrag in Höhe der Grund- 
rente abzuziehen, die auf die Minderung der Er- 
werbsfähigkeit durch die Schädigung im Sinne 
des Bundesversorgungsgesetzes oder des Geset- 
zes, das das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklärt, entfällt. Der Restbetrag ist als 
Ausgleich zu gewähren." 

5. Nach § 51 wird folgender neuer § 51 a eingefügt; 

„§ 51a 

Durchführung der Versorgung 

(1) Die Versorgung nach den §§ 47 bis 49 
wird von den zur Durchführung des Bundesver- 
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sorgungsgesetzes zuständigen Behörden im Auf- 
trag des Bundes durchgeführt. 

(2) In Angelegenheiten des Absatzes 1, so- 
weit die Beschädigtenversorgung nicht in der 
Gewährung von Leistungen der Kriegsopferfür- 
sorge nach den §§25 bis 27 e des Bundesversor- 
gungsgesetzes besteht, des § 35 Abs. 4 und 7 und 
des § 51 finden das Gesetz über das Verwal- 
tungsverfahren der Kriegsopferversorgung und 
die Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes über 
das Vorverfahren entsprechende Anwendung. 
§ 81 bleibt unberührt. 

(3) Bei Streitigkeiten in Angelegenheiten des 
Absatzes 1, soweit die Beschädigtenversorgung 
nicht in der Gewährung von Leistungen der 
Kriegsopferfürsorge nach den §§ 25 bis 27 e des 
Bundesversorgungsgesetzes besteht, des § 35 
Abs. 4 und 7 und des § 51 ist der Rechtsweg vor 
den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit gegeben. 
Die Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes fin- 
den mit folgenden Maßgaben entsprechende An- 
wendung: 

1. Hat ein Gericht der Sozialgerichtsbarkeit in 
Angelegenheiten des § 35 Abs. 4 und des § 51 
über die Frage einer Ersatzdienstbeschädi- 
gung und den ursächlichen Zusammenhang 
einer Gesundheitsstörung mit einem Tat- 
bestand des § 47 Abs. 2 bis 5 oder über das 
Vorliegen einer Gesundheitsstörung im Sinne 
des § 47 Abs. 5 Satz 2 rechtskräftig entschie- 
den, so ist die Entscheidung insoweit auch 
für eine auf derselben Ursache beruhenden 
Rechtstreitigkeit über einen Anspruch nach 
§ 47 Abs. 1 verbindlich; in Angelegenheiten 
des Absatzes 1 ist Halbsatz 1 entsprechend 
anzuwenden. 

2. Ist für Angelegenheiten der Kriegsopferver- 
sorgung das Land als Beteiligter am Verfah- 
ren bezeichnet, so tritt an seine Stelle die 
Bundesrepublik Deutschland. 

3. Die Bundesrepublik Deutschland wird durch 
den Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung vertreten. Dieser kann die Vertretung 
durch allgemeine Anordnung anderen Behör- 
den übertragen; die Anordnung ist im Bun- 
desgesetzblatt zu veröffentlichen. 

§ 81 bleibt unberührt. Die Nummern 2 und 3 gel- 
ten nur in Angelegenheiten des § 35 Abs. 4 und 7 
und des § 51 . 

(4) § 88 Abs. 6 und 7 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes findet entsprechende Anwen- 
dung." 

6. § 81 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „den §§ 47 
bis 51" durch die Worte „§ 35 Abs. 4 und 7, 
§§ 47 bis 51" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Fällen" die Worte „des § 35 Abs. 4 und 7 
und" eingefügt. 
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Artikel 3 

Übergangsvorschriften 

§ 1 

(1) Soldaten auf Zeit in der Laufbahngruppe der 
Offiziere, die auf Grund einer vor der Verkündung 
dieses Gesetzes abgegebenen Verpflichtungserklä- 
rung in ihr Dienstverhältnis berufen worden sind,^ 
erhalten auf Antrag an Stelle der Berufsförderung 
(§§ 4, 5 und 5 a) die Übergangsbeihilfe nach § 12 
Abs. 6 des Soldatenversorgungsgesetzes in der bis 
zum Inkrafttreten des Artikels 1 Nr. 6 Buchstaben a 
und c geltenden Fassung. 

(2) Scheiden Soldaten auf Zeit in der Laufbahn- 
gruppe der Offiziere nach Inkrafttreten des Arti- 
kels 1 Nr. 6 Buchstaben a und c mit Anspruch auf 
Leistungen nach den §§ 4, 5 und 5 a des Soldaten- 
versorgungsgesetzes aus, so sind bei Anwendung 
der Übergangsvorschriften 

nach Artikel II Abs. 2 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes vom 
6. August 1964 in der Fassung des Artikels 9 des 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Wehrpflicht- 
gesetzes vom 26. März 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 162) für die Berechnung des Erhöhungsbetrages 
und 

nach Artikel 11 § 2 Abs. 2 des Finanzänderungs- 
gesetzes 1967 vom 21. Dezember 1967 (Bundes- 
gesetzbl. r S. 1259) für die Berechnung der Über- 
gangsbeihilfe 

die Sätze nach § 12 Abs. 2 des Soldatenversorgungs- 
gesetzes zugrunde zu legen. Das gilt nicht, wenn auf 
Antrag die erhöhte Übergangsbeihilfe nach Absatz 1 
gewährt wird. 

§2 

Soldaten auf Zeit, die vor dem Inkrafttreten des 
Artikels 1 Nr. 6 Buchstabe b einen Eingliederungs- 
schein oder Zulassungsschein in Anspruch genom- 
men haben, erhalten auf Antrag die Übergangs- 
beihilfe in der nach Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe b 
zustehenden Höhe. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 3 

Übergangsvorschriften 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 2a 

Soldaten auf Zeit, deren Dienstzeitversorgung vor 
dem Inkrafttreten des Artikels 1 Nr. 7 unter An- 
wendung des § 13 b festgesetzt worden ist, erhalten 
auf Antrag Versorgungsbezüge unter Berücksichti- 
gung des § 13 b in der Fassung des Artikels 1 Nr. 7. 

§ 2b 

Auf die beim Inkrafttreten des Artikels 1 Nr. 9 
vorhandenen Berufssoldaten im Ruhestand und 
Berufssoldaten, die bis zum 31. Dezember 1979 
in den Ruhestand treten, sowie ihre Hinterbliebenen 
ist § 26 Abs. 2 des Soldatenversorgungsgesetzes in 
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§3 

Artikel 1 Nr. 11 gilt auch für die Berufssoldaten, 
deren Dienstverhältnis bereits vor Inkrafttreten 
dieser Vorschrift wegen Überschreitens der für 
Offiziere in der Verwendung als Strahlflugzeugfüh- 
rer festgesetzten besonderen Altersgrenze gemäß 
§ 44 Abs. 2 in Verbindung mit § 45 Abs. 2 Nr. 3 des 
Soldatengesetzes geendet hat. 

§4 

Für die bis zum Inkrafttreten des Artikels 1 Nr. 32 
vor den Verwaltungsgerichten anhängig gewordenen 
Verfahren verbleibt es bei der bisherigen Zuständig- 
keit. 


Artikel 4 

Neufassung des Gesetzes 

Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Soldatenversorgungs- 
gesetzes unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch dieses Gesetz bekanntzumachen, dabei die 
Paragraphenfolge zu ändern und Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Es treten in Kraft: 

1. Artikel 1 Nr. 22 mit Wirkung vom 31. Dezember 
1969, 

2. Artikel 1 Nr. 10 mit Wirkung vom L März 1970, 

3. Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2 Buchstabe a, 
Nr. 3, Nr. 6 Buchstaben a und c, Nr. 11, 12, 21 
Buchstabe a, Nr. 31 bis 33, Artikel 2 § 1 sowie 
Artikel 3 §§ 1, 3 und 4 am Ersten des vierten 
Monats, der auf die Verkündung folgt, 


4. Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2 Buchstaben b 
und c, Nr. 4 und 5, Nr. 6 Buchstaben ib und d, Nr. 7 
bis 9, Nr. 13 bis 20, Nr. 21 Buchstabe b, Nr. 23 
bis 30, Artikel 2 § 2, Artikel 3 § 2 sowie Artikel 4 
am Ersten des auf die Verkündung folgenden 
Monats. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

der bis zum Inkrafttreten des Artikels 1 Nr. 9 gel- 
tenden Fassung anzuwenden, wenn sich aus dieser 
Vorschrift eine höhere Versorgungsleistung ergibt. 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

unverändert 


Artikel 4 
unverändert 


Artikels 

Inkrafttreten 

Es treten in Kraft: 

1. unverändert 

Nummer 2 entfällt 

3. Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2 Buchstabe a, 
Nr. 3, Nr. 6 Buchstaben a und c, Nr. 11, 12, 21 
Buchstabe a, Nr. 31 bis 33, Artikel 2 § 1, § 2 
Nr. 3 und 5 sowie Artikel 3 §§ 1, 3 und 4 am 
Ersten des zweiten Monats, der auf die Verkün- 
dung folgt, 

4. Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2 Buchstaben b 
und c, Nr. 4 und 5, Nr. 6 Buchstaben b und d, Nr. 7 
bis 9, Nr. 13 bis 20, Nr. 21 Buchstabe b, Nr. 23 
bis 30, Artikel 2 § 2 Nr. 1, 2, 4 und 6, Artikel 3 
§§ 2 bis 2 b sowie Artikel 4 am Ersten des auf 
die Verkündung folgenden Monats. 
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